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V

Vorwort

Im Jahr 2021 wurden in Deutschland durch richterlichen Beschluss
rund 142.800 Ehen geschieden. Wie das Statistische Bundesamt (De-
statis) weiter mitteilt, ist die Zahl der Scheidungen gegenüber 2020
um knapp 1.100 oder 0,7 % gesunken. Bereits im Vorjahr war sie um
3,5 % zurückgegangen. Seit 2012 ist die Zahl der Scheidungen jährlich
gesunken, mit Ausnahme eines leichten Anstiegs im Jahr 2019. Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie auf die Zahl der Scheidungen sind
somit in diesem Verlauf nicht erkennbar.

Etwas mehr als die Hälfte (51,5 %) der 2021 geschiedenen Ehepaare
hatte minderjährige Kinder. Von diesen hatten wiederum 49,5 % ein
Kind, 39,5 % zwei und 11,0 % drei oder mehr Kinder. Insgesamt
waren im Jahr 2021 etwa 121.800 Minderjährige von der Scheidung
ihrer Eltern betroffen.

Tatsache ist aber auch, dass die meisten Ehen immer noch durch den
Tod des Ehepartners enden.

Folge der nach wie vor hohen Scheidungsrate ist unter anderem die
Zunahme von so genannten „Patchworkfamilien“. Knapp jeder zweite
Geschiedene (48 %) heiratet erneut und wird sozusagen zum „Wieder-
holungstäter“. Jedoch ist die Bereitschaft, nach einer Scheidung ein
weiteres Mal zu heiraten, konstant rückläufig – so entschieden sich
1990 noch deutlich über 60 % der Geschiedenen für eine erneute
Eheschließung.1

Der Begriff „Patchwork“ stammt eigentlich aus der Textilbranche und
hat erst viel später Eingang in die Familienforschung gefunden. Unter
dem Begriff „Patchworkfamilie“ versteht man letztendlich nichts an-
deres als das, was seit vielen Jahren unter dem Begriff der „Stieffami-
lie“ Gegenstand der soziologischen, aber auch der rechtswissenschaft-
lichen Forschung ist.2 Dabei treffen Kinder aus gescheiterten Ehen
mit dem neuen Partner eines Elternteils und auch dessen Kindern
zusammen. Häufig entstehen aus dieser neuen Beziehung dann weitere

1 Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BiB), Pressemitteilung Nr. 8/2015 vom
22.7.2015.

2 Peschel-Gutzeit, Stiefkinder und ihre Familien in Deutschland – Rechtlicher Status
und tatsächliche Situation, FPR 2004, 46 ff.
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Kinder („Meine Kinder, deine Kinder, unsere Kinder!“). Neben den
Stiefkindern leben in nahezu jeder zweiten ehelichen Stieffamilie auch
gemeinsame eheliche Kinder der Ehegatten.

Angesichts der genannten Zahlen verwundert es kaum, dass in der
erbrechtlichen Praxis die Gestaltung von letztwilligen Verfügungen
für Geschiedene und Patchworkfamilien nach wie vor große Bedeu-
tung hat.

Dieses Buch dient dem erbrechtlichen Kautelarjuristen als Anleitung
und Denkanstoß in der täglichen Praxis. Nachdem kaum eine Famili-
enkonstellation mit einer anderen vergleichbar ist, bleibt es dem an-
waltlichen und notariellen Berater nicht erspart, eigene Lösungswege
für jeden Einzelfall zu kreieren. Standardlösungen gibt es im Bereich
der „Testamente für Geschiedene und Patchworkehen“ leider wenige.

Die Autoren geben ihrer Hoffnung Ausdruck, mit diesem Buch der
erbrechtlichen Kollegenschar möglicherweise eine kleine Hilfe bei der
findigen Gestaltung letztwilliger Verfügungen leisten zu können.

Weilheim/Oberbayern, im August 2023

Florian Enzensberger

Rechtsanwalt, Fachanwalt für Erbrecht

Maximilian Maar

Rechtsanwalt, Fachanwalt für Erbrecht, Fachanwalt für Steuerrecht

Kanzlei Wölke & Kollegen, Ledererstr. 12, 82362 Weilheim
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§ 1 Allgemeine Vorfragen

A. Einleitung

Eine optimale Vermögensnachfolgeplanung sollte sich selbstver-
ständlich nicht nur auf eine Verfügung von Todes wegen beschränken.
Eine vernünftige Vorsorgeplanung stellt eine langfristige Koordination
des Vermögensübergangs unter Berücksichtigung steuerlicher und zi-
vilrechtlicher Belange dar, wobei der Wille des Erblassers selbstver-
ständlich immer im Vordergrund steht. Im Rahmen einer solchen
Nachfolgeplanung erfüllt die erbrechtliche Verfügung eine Absiche-
rungsfunktion. Sie soll dazu dienen, die Vermögensnachfolgepla-
nung abzurunden und den (häufig überraschend eintretenden) Todes-
fall abzusichern. In den letzten Jahren hat sich auch in Deutschland
der Begriff des „estate planning“1 etabliert. Gemeint sind damit die
Erfassung der kompletten persönlichen und finanziellen Gesamtsitua-
tion des Erblassers und die langfristige, strategische Umsetzung der
Wünsche und Absichten des Erblassers unter Berücksichtigung aller
steuerlichen und zivilrechtlichen Belange. Vollendet wird die Planung
durch eine in das Gesamtbild des Vermögens des Erblassers passende,
in sich stimmige, Verfügung von Todes wegen. Gerade im Fall von
Geschiedenen und Patchworkehen stellt eine solche Gestaltung hohe
Anforderungen an den erbrechtlichen Kautelarjuristen.

B. Ermittlung der Ausgangssituation

Die Erarbeitung einer letztwilligen Verfügung setzt eine detaillierte
Kenntnis des Sachverhalts durch den Berater voraus. Der Berater kann
bei Erfassung des Sachverhalts gar nicht penibel und kleinlich genug
vorgehen. Nur die exakte Kenntnis des Sachverhalts garantiert letzt-
endlich eine erfolgreiche Mandatsführung. Die Ermittlung der Aus-
gangslage wird i.d.R. einen Großteil des Zeitaufwandes des Mandats
beanspruchen. Der Berater sollte sich hierzu sämtliche notwendigen
Dokumente vorlegen lassen oder selbst beiziehen.

1 Siehe hierzu Reimann, ZEV 1997, 129.
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§ 1 Allgemeine Vorfragen2

Praxistipp

Aus haftungsrechtlichen Gründen sollte dem Mandanten vor Ge-
staltung der Verfügung von Todes wegen der ermittelte Sachverhalt
nochmals schriftlich überlassen werden mit der Bitte um Durch-
sicht und ggf. Korrektur. Nur so kann der Berater später nachwei-
sen, von welchen Voraussetzungen er bei der Nachfolgeplanung
und Erstellung der Verfügung von Todes wegen ausgehen durfte.

Die Sachverhaltserfassung kann im Wesentlichen in drei Bereiche ge-
gliedert werden:
– Erfassung der persönlichen Verhältnisse des Erblassers
– Erfassung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Erblassers
– Erfassung der Wünsche und Absichten des Erblassers.

I. Erfassung der persönlichen Verhältnisse des Erblassers

Zu Beginn der Mandatsaufnahme sollte der Berater zunächst immer
einen Familienstammbaum erstellen. Der Stammbaum versetzt den
Berater in jeder Phase des Mandats in die Lage, einen schnellen Über-
blick über die am Verfahren beteiligten Personen zu gewinnen. Zudem
können die Erbquoten und Pflichtteilsquoten aus dem Stammbaum
heraus schneller ermittelt werden. Dies gilt umso mehr bei Patchwork-
familien, da gerade dort die persönlichen Verhältnisse unübersichtlich
sein können.

Egal um welche am Verfahren beteiligten Personen es sich handelt
(Erben, Pflichtteilsberechtigte, Vermächtnisnehmer, Auflagenbe-
günstigte), stets sollte wenigstens Name, Vorname, Geburtsname,
Geburtsdatum, Geburtsort und der derzeitige Wohnsitz erfasst wer-
den.

Ebenso wichtig ist auch die Feststellung der Güterstände. In zivil-
rechtlicher Hinsicht haben diese erheblichen Einfluss auf die Höhe der
Erbquote. Aber auch steuerlich kann der Güterstand Auswirkungen
haben (§ 5 ErbStG).

Abschließend ist auch immer die Frage der Staatsangehörigkeit zu
klären, weil sich das Erbrechtsstatut nach der Staatsangehörigkeit rich-
tet (Art. 25 EGBGB) und auch das Güterrechtsstatut der Staatsange-
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hörigkeit folgt (Art. 14, 15 EGBGB). Auch wenn die Staatsangehörig-
keit klar erscheint, so sollte dennoch immer genau danach gefragt
werden, um später unliebsame Überraschungen zu vermeiden.

Zu beachten ist hierbei, dass die EuErbVO für alle ab 17.8.2015 einge-
tretenen Erbfälle gilt. Die internationale Zuständigkeit für erbrechtli-
che Streitigkeiten wird gem. Art. 4 EuErbVO den Gerichten des Staa-
tes zugewiesen, in dem der Erblasser seinen letzten gewöhnlichen
Aufenthalt hatte. Diese Zuständigkeit ist grundsätzlich ausschließlich.
Allenfalls dann, wenn der Erblasser die Erbfolge durch Rechtswahl
gem. Art. 22 EuErbVO seinem Heimatrecht unterstellt hatte, ergeben
sich Möglichkeiten, die Sache gem. Art. 7 EuErbVO an die Gerichte
des Heimatstaates zu verweisen. Die ausschließliche Zuständigkeit der
Gerichte des Wohnsitzstaates kann beispielsweise dann, wenn der
Erblasser im Ausland verstorben ist, seine Familienangehörigen und
sein Nachlass sich jedoch im Heimatstaat befinden (z.B. der „Mal-
lorca-Rentner“), zu unangenehmen Folgen für die Hinterbliebenen
führen, weil im Ausland möglicherweise kein effektiver Rechtsschutz
zur Verfügung steht und/oder mit der Rechtsdurchsetzung ein hoher
Kosten- und Zeitaufwand verbunden ist.

Gemäß Art. 21 EuErbVO wird das auf die Erbfolge anwendbare
Recht an den gewöhnlichen Aufenthalt des Erblassers angeknüpft.
Dieses Recht gilt nicht nur für die Erbfolge an sich, also die gesetzliche
Erbfolge, die Wirkungen einer testamentarischen Verfügung und die
Pflichtteilsrechte. Auch die Wirksamkeit einer Verfügung von Todes
wegen unterliegt dem am gewöhnlichen Aufenthalt geltenden Recht,
wobei aber in Art. 24, 25 EuErbVO eine Vorverlegung des Anknüp-
fungszeitpunkts auf den Tag der Errichtung der Verfügung bzw. des
Abschlusses des Erbvertrages angeordnet ist. So kann sich die an-
schließende Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts in einen anderen
Staat auf die Wirksamkeit und Bindungswirkung der Verfügung nicht
mehr auswirken.2

Es wurden immer wieder Bedenken gegen die Anknüpfung an den
gewöhnlichen Aufenthalt vorgebracht, weil der einfache Wechsel des
gewöhnlichen Aufenthalts zu einer Unwägbarkeit führt, die für die
Beteiligten extreme Auswirkungen haben kann. Zudem wurden auch

2 Süß/Süß, Erbrecht in Europa, § 1 Rn 13.
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Unsicherheiten im Zusammenhang mit der rechtlichen Unbestimmt-
heit des Begriffs geäußert. Teilweise wurde gefordert, in die Verord-
nung eine Definition des Begriffs des gewöhnlichen Aufenthalts auf-
zunehmen.

Der Rat und das Europäische Parlament haben auf diese Bedenken
reagiert. So soll bei der Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthalts
die mit der Erbsache befasste Behörde eine langfristige Gesamtbeurtei-
lung der Lebensumstände des Erblassers in den Jahren vor seinem
Tod und im Zeitpunkt seines Todes vornehmen, indem alle relevanten
Tatsachen berücksichtigt werden, insbesondere die Dauer und die Re-
gelmäßigkeit des Aufenthalts des Erblassers in dem betreffenden Staat
sowie die damit zusammenhängenden Umstände und Gründe. Der so
bestimmte gewöhnliche Aufenthalt sollte unter Berücksichtigung der
spezifischen Ziele dieser Verordnung eine besonders enge und feste
Bindung zu dem betreffenden Staat erkennen lassen.

Hieraus und aus der neueren Rechtsprechung des EuGH3 folgt, dass
der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts im Rahmen der EuErbVO
„erbrechtsspezifisch“ auszulegen ist, so dass durch Betonung der lang-
fristigen Perspektive eine gewisse Stabilität gewährleistet ist.

So hat das Kammergericht Berlin in diesem Kontext mit Beschl. v.
26.4.2016 zu einem „Grenzpendler“ Folgendes festgestellt: „Zur Be-
stimmung des letzten gewöhnlichen Aufenthaltsortes sind alle Um-
stände des Einzelfalls zu berücksichtigen, insbesondere die Eingliede-
rung der Familie des Erblassers (sic!) in den Mitgliedsstaat gem. der
Erwägungsgründe 23 und 24 der EUErbVO. Auf Grundlage dieser
Äußeren (sic!) Umstände ist es bei einem Grenzpendler möglich, dass
dieser seinen letzten gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hatte, obwohl
ein offizieller Wohnsitz im Inland nicht existiert. In diesem Fall be-
stimmt sich die örtliche Zuständigkeit nach nationalem Recht, § 343
Abs. 2 FamFG, sodass der letzte gewöhnliche Aufenthalt im Inland
entscheidend ist.“4

Das OLG München hatte sich mit der Auslegung des § 343 Abs. 1
FamFG zu befassen, wonach sich die örtliche Zuständigkeit nach dem
letzten gewöhnlichen Aufenthalt des Erblassers richtet. Im konkreten

3 EuGH FamRZ 2011, 617.
4 KG Berlin ZErb 2016, 199 ff.
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Fall war der Erblasser drei Wochen vor seinem Tod in ein Pflegeheim
eingezogen. Das OLG München verwies die Sache zwar an das AG
zurück, das den Sachverhalt unzureichend aufgeklärt hatte. Es gab
dem AG aber Hinweise zur Entscheidung an die Hand:

Unter Berücksichtigung der Erwägungsgründe (ErwG) 23 und 24 Eu-
ErbVO komme es entscheidend auf den tatsächlichen Lebensmittel-
punkt der betroffenen Person an, der unter Berücksichtigung aller
Umstände des Einzelfalls zu ermitteln sei. Neben dem „objektiven
Moment des tatsächlichen Aufenthalts“ sei mit dem „Aufenthalts-
bzw. Bleibewillen“ auch ein subjektives Element erforderlich. Zwar
sei ein „rechtsgeschäftlicher Wille, den Aufenthaltsort zum Mittelpunkt
der Lebensverhältnisse zu machen“, nicht erforderlich. Der Erblasser
müsse aber „zur eigenen Willensbildung fähig sein“. Sofern er seine
Geschäftsfähigkeit verliere, komme ein Wechsel des gewöhnlichen
Aufenthalts nicht mehr in Betracht. Abzustellen sei daher grds. auf den
„letzten gewöhnlichen Aufenthalt zur Zeit der letztmalig vorhandenen
Geschäftsfähigkeit des Erblassers“. Da der Aufenthalt etwas Tatsächli-
ches sei, sei eine „gesetzliche Vertretung des Erblassers im Zusammen-
hang mit der Begründung seines gewöhnlichen Aufenthalts nicht zuläs-
sig“. Andernfalls könne „ggf. ein Betreuer das anzuwendende Erb-
recht bestimmen“. Der Aufenthalt in einem Pflegeheim könne der
letzte gewöhnliche Aufenthalt des Erblassers sein, wenn dieser „sich
zur Zeit des Erbfalls von seinem Willen getragen dort aufgehalten hat
und nichts dafür sprach, dass eine Rückkehr des Erblassers in die von
ihm zuletzt bewohnte Wohnung in Betracht zu ziehen war“.5

Auch das OLG Hamm hatte sich mit dem Begriff des (letzten) ge-
wöhnlichen Aufenthalts zu befassen. Da der Erblasser, ein deutscher
Rentner, sowohl in Deutschland als auch in Spanien gelebt hatte, war
zu entscheiden, in welchem dieser beiden Staaten sein letzter gewöhn-
licher Aufenthalt lag. Wie bereits das OLG München stellte auch das
OLG Hamm im Ausgangspunkt auf den „tatsächlichen Lebensmittel-
punkt“ der Person ab, der mittels einer Gesamtbeurteilung der Le-
bensumstände des Erblassers in den Jahren vor seinem Tod und zum
Zeitpunkt des Todes zu bestimmen sei. Neben dem „objektiven Mo-

5 OLG München ZEV 2020, 204.
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ment des tatsächlichen Aufenthalts“ sei auch ein „subjektives Element,
nämlich ein Aufenthalts- bzw. Bleibewille erforderlich“.6

Der Erblasser hat jedoch die Möglichkeit, durch eine ausdrückliche
Erklärung in einer Verfügung von Todes wegen die komplette Erb-
folge dem Recht des Staates zu unterwerfen, dem er angehört (Art. 22
EuErbVO). Hierauf sollte der Berater bei Erbfällen mit Auslandsbe-
zug unbedingt hinweisen!

II. Erfassung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Erblassers

Ebenso akribisch sollte der Berater bei Erfassung des Vermögens des
Erblassers vorgehen. Bei Aufstellung des Nachlassverzeichnisses
sollte nach Immobilien, Geld und sonstigem Vermögen differenziert
werden. Ebenso erfasst werden sollten Lebensversicherungen und
Verträge zugunsten Dritter auf den Todesfall. In Bezug auf die Lebens-
versicherungen sollte die Art der Versicherung, die Versicherungs-
summe sowie die beteiligten Personen (Versicherungsnehmer, versi-
cherte Person und bezugsberechtigte Person) festgehalten werden.
Selbstredend ist natürlich auch eine detaillierte Aufstellung der Ver-
bindlichkeiten zu erarbeiten.

Die einzelnen Vermögensgegenstände sind den Eheleuten bzw. Le-
benspartnern konkret zuzuordnen. Es ist festzuhalten, wer im Grund-
buch als Eigentümer einer Immobilie steht und/oder auf welchen Na-
men vorhandene Bankkonten laufen. Abzuklären ist weiterhin die
Frage der Vererblichkeit des Vermögens. Handelt es sich beispiels-
weise bei bestimmten Vermögensgegenständen nur um Vorerbenver-
mögen, dann kann der Erblasser selbst hierüber nicht verfügen.
Höchstpersönliche Rechte können ebenfalls nicht vererbt werden.

Im Weiteren hat der Berater sein Augenmerk darauf zu richten, ob
sich Grundbesitz im Ausland befindet. Hier kann es möglicherweise
zu einer so genannten Nachlassspaltung kommen, wenn das ausländi-
sche Erbrecht das so genannte „lex rei sitae“ (Recht des Lageortes
oder Belegenheitsstatut) vorsieht. Zu beachten ist hierbei aber auch

6 OLG München ZEV 2020, 204.
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die EU-Erbrechtsverordnung, die auf alle Erbfälle ab 17.8.2015 anzu-
wenden ist (siehe hierzu Rdn 7).

Besondere Vorsicht ist geboten, wenn es sich bei dem Mandanten um
einen Unternehmer handelt. Bei Erfassung des Vermögens ist streng
zwischen Privat- und Betriebsvermögen zu unterscheiden. Hier gel-
ten sowohl in zivilrechtlicher als auch in steuerlicher Hinsicht Sonder-
vorschriften.

Abschließend hat hinsichtlich der jeweiligen Vermögensgegenstände
eine steuerliche Qualifizierung zu erfolgen. Auch an dieser Stelle ist
zwischen Privat- und Betriebsvermögen zu unterscheiden. Dies
spielt nicht nur für die Berechnung der Erbschaftsteuer eine Rolle,
sondern auch für die erbrechtliche Gestaltung sowie i.R.d. Einkom-
mensteuerrechts.

Bei Mandatsaufnahme hat der Berater den Mandanten nicht nur nach
seinem tatsächlichen Vermögen, sondern auch nach Vorempfängen
zu befragen.

1. Tatsächliches Vermögen („Ist-Vermögen“)

Ist-Vermögen umfasst das derzeitige Vermögen des Erblassers und
das zum Zeitpunkt des Erbfalls vorhandene Vermögen.

2. Vorempfänge („fiktives Vermögen“)

Es ist für den Berater unerlässlich, exakt festzustellen, welche lebzeiti-
gen Zuwendungen der Mandant an seine Abkömmlinge, seinen Ehe-
gatten bzw. Ex-Ehegatten oder an Dritte vorgenommen hat. Zum
einen spielen diese Vorempfänge im Rahmen von Pflichtteilsergän-
zungsansprüchen eine Rolle, zum anderen sind Vorempfänge mögli-
cherweise unter Abkömmlingen auszugleichen (§§ 2050 ff. BGB). Bei
Zuwendungen nach § 2050 Abs. 1 BGB (Ausstattungen gem. § 1624
BGB) und § 2050 Abs. 2 BGB (Übermaßausbildung) handelt es sich
um sog. geborene Ausgleichungstatbestände, da diese von ihrem We-
sen her immer auszugleichen sind. Es sei denn, es liegt eine anders
lautende Anordnung des Erblassers vor. Bei den sonstigen Zuwendun-
gen i.S.d. § 2050 Abs. 3 BGB spricht man von einer „gekorenen“
Ausgleichung, da die Ausgleichung nur dann vorzunehmen ist, wenn
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diese ausdrücklich durch den Erblasser angeordnet wurde.7 Zudem
sind die Vorempfänge zur Ermittlung von Pflichtteilsansprüchen nach
den §§ 2315, 2316 BGB von Bedeutung.

Festzuhalten ist des Weiteren immer auch die Frage, von wem der
jeweilige Vorempfang herrührt. Im Grundsatz sind immer nur die
Vorempfänge des direkten Erblassers zur Ausgleichung zu bringen.
Haben die Eheleute aber ein Berliner Testament errichtet und ihre
Kinder zu Schlusserben mit gesetzlicher Erbquote eingesetzt, so gilt
der sog. erweiterte Erblasserbegriff8 im Rahmen der Ausgleichung
nach §§ 2050 ff. BGB. Danach sind auch diejenigen Vorempfänge aus-
zugleichen, die der jeweilige Abkömmling vom Erstverstorbenen er-
halten hat. Der vorverstorbene Ehegatte wird bei Eintritt des Schluss-
erbfalls auch als Erblasser i.S.d. Ausgleichungsvorschriften angese-
hen.9 Allerdings ist zu beachten, dass der erweiterte Erblasserbegriff
nicht bei der Berechnung des Pflichtteils nach § 2315 BGB und § 2316
BGB gilt.

Praxistipp

Um die Ziele des Mandanten sicher und klar im Rahmen einer
Verfügung von Todes wegen umzusetzen, ist die konkrete Kenntnis
und Berücksichtigung von Vorempfängen unerlässlich!

III. Ermittlung der Gestaltungsziele des Erblassers

Die Wünsche und Absichten des Mandanten sind mit diesem ganz
konkret herauszuarbeiten und festzuhalten.

Praxistipp

Der Wille des Mandanten ist das Maß aller Dinge für den Berater!

In aller Regel stehen für den Mandanten nachstehende Kriterien im
Mittelpunkt der Nachfolgeplanung:
– Eigene Absicherung;
– Absicherung des Ehegatten oder Lebenspartners;

7 Kerscher/Riedel/Lenz, Pflichtteilsrecht in der anwaltlichen Praxis, § 5 Rn 24.
8 BGHZ 88, 102.
9 BGH NJW 1983, 2875, 2876.
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– Familienbindung des Vermögens;
– Schutz des Vermögens vor Gläubigerzugriffen;
– Vermeidung oder Minimierung von Erbschaft-/Schenkungssteuer.

Bei Gestaltung eines Testaments für Geschiedene oder Patchworkehen
gewinnen noch folgende zusätzliche Wünsche an Bedeutung:
– Erbrechtliche Neutralisierung des ehemaligen Ehegatten;
– Ausschluss des Ex-Partners von der Vermögenssorge für die Kin-

der;
– Vererben in der „Kernfamilie“ bei Patchworkehen.

Die genannten Themen sollten zwingend mit dem Mandanten einge-
hend diskutiert werden!

Praxistipp

Eine ausreichende Liquidität des überlebenden Ehegatten oder Le-
benspartners sollte immer gewährleistet sein, um die Nachlassver-
bindlichkeiten (Pflichtteilsansprüche, Steuern, allgemeine Erbfall-
kosten) tilgen zu können. Es gilt das Prinzip „Sicher-liquide-ver-
sorgt“.10 Von einer Gestaltung, wonach der Erblasser oder der
überlebende Ehegatte bzw. Lebenspartner nicht mehr über genü-
gend Barmittel verfügt, ist selbst im Falle einer Steuerersparnis
abzuraten!

Reicht die Liquidität des Bedachten nicht aus, so wird dieser oftmals
genötigt, eine Immobilie zu verkaufen. Dies kann nur durch eine
rechtzeitige Vorsorge, beispielsweise durch Abschluss eines Pflicht-
teilsverzichtsvertrages oder einer Lebensversicherung, verhindert wer-
den.

C. Berücksichtigung künftiger Entwicklungen des
Vermögens

Stets sollte der Berater auch die Entwicklung des Vermögens voraus-
schauend im Auge behalten. Ist beispielsweise absehbar, dass der Man-
dant bzw. der Ehegatte/Lebenspartner die liquiden Barmittel zum
Lebensunterhalt benötigt, sollten diese keinesfalls vorschnell an die

10 Tanck/Krug/Süß/Tanck, Anwaltformulare Testamente, § 1 Rn 12.
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